
Neues Gesetz Soll Manipulation unmöglich machen

Die Kasse stimmt – ganz sicher?

Die Kasse muss stimmen – 
was als betriebswirtschaft-
liche Binsenweisheit gilt, 

wird zunehmend zu einer krimino-
logischen Frage. Moderne Tech-
nik macht es heutzutage nämlich 
möglich, dass digitale Grundauf-
zeichnungen, also z.B. solche in 
elektronischen Registrierkassen, 
unerkannt gelöscht oder geändert 
werden können. Das jedenfalls be-
fürchtet der Finanzausschuss des 
Deutschen Bundestags in seinem 
aktuellen Bericht.

Die heute bestehenden 
technischen Möglichkeiten zur 
Manipulation an digitalen Kas-
senaufzeichnungen stellen ein 
ernstzunehmendes Problem für 
den gleichmäßigen Steuervollzug 
dar, heißt es weiter. Schätzungen 
zufolge kommt es hier zu einem 
jährlichen Steuerausfall in Höhe 
von bis zu 10 Milliarden Euro. Für 
Abhilfe sorgen soll jetzt das neue 
„Gesetz zum Schutz vor Manipula-
tionen an digitalen Grundaufzeich-
nungen“ (kurz: Kassengesetz).

Es sieht unter anderem die 
gesetzliche Einführung der bisher 
nur in der Abgabenordnung gere-
gelten Einzelaufzeichnungspflicht 
speziell für elektronische Auf-
zeichnungssysteme vor (§ 146a  
Abs. 1 S. 1 AO), erklärt der Deutsche 
Steuerberaterverband e.V. (DStV). 
Was genau ein „elektronisches 
Aufzeichnungssystem“ überhaupt 

ist, soll in einer noch separat zu 
entwickelnden Rechtsverordnung 
präzisiert werden. Darunter fallen 
voraussichtlich alle elektronischen 
oder computergestützten Kassen-
systeme oder Registrierkassen, 
nicht aber elektronische Buchhal-
tungsprogramme.

Das neue Gesetz gilt ab  
dem 1. Januar 2020
Jedenfalls sollen die neuen gesetz-
lichen Pflichten für die Aufzeich-
nung von Geschäftsvorfällen und 
anderen Vorgängen grundsätz-
lich ab 1. Januar 2020 gelten. Ein 
entscheidender Punkt: Um seine 
Pflichten zu erfüllen, muss der 
Steuerpflichtige das elektronische 
Aufzeichnungssystem künftig 
durch eine zertifizierte technische 
Sicherheitseinrichtung schützen. 
Das macht sowohl in vielen Fäl-
len eine technische Nachrüstung 
als auch generell eine regelmäßi-
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Unser Tipp des Monats
Eigentlich wollen die meisten in ihrem Arbeitszimmer doch nur eines: 
in Ruhe arbeiten. Doch leider gibt es hierum allzu oft Stress mit dem 
Finanzamt. Denn das nimmt es mit den Kosten für ein häusliches 
Arbeitszimmer sehr genau (wie übrigens auch die Finanzgerichts-
barkeit). Dabei gibt es durchaus Gestaltungsspielräume, mit denen 
die Chancen für eine Anerkennung deutlich steigen. Wir zeigen Ihnen 
einige einfache Lösungen. Mehr kennt natürlich Ihr Steuerberater!

Lesen Sie mehr auf S.6
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ge Erneuerung der Zertifizierung 
notwendig. Außerdem muss das 
Finanzamt über jede Neuanschaf-
fung, aber auch die Außerbetrieb-
nahme einer Kasse innerhalb eines 
Monats informiert werden. 

Bei Pflichtverletzungen drohen 
empfindliche Bußgelder. Zumal be-
reits zum 1. Januar 2018 (!) ein neu-
es Kontrollinstrument eingeführt 
wird: die Kassen-Nachschau. Da-
mit darf die Finanzverwaltung die 
Ordnungsgemäßheit der Aufzeich-
nungen sowie Buchungen von Kas-
seneinnahmen und -ausgaben in 
den Geschäftsräumen des Steuer-
pflichtigen überprüfen – und zwar 
ohne vorherige Ankündigung.  n

STEURO -Tipp
Mehr zu den komplizierten 
Regelungen des neuen Kassen-
gesetzes und seiner Ausnahmen 
weiß Ihr Steuerberater.

Foto: BillionPhotos.com/fotolia

Mehr Kontrolle: Mit 
einem neuen Gesetz 
wollen die Finanz-
ämter möglichen 
Manipulationen an 
digitialen Kassen-
aufzeichnungen 
besser auf die 
Schliche kommen.
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Einige Erleichterungen für Unternehmen und Entrümpelung überholter Gesetze 

Das hat sich im Umsatzsteuerrecht geändert
Von der Umsatzsteuererklärung über Kleinbetragsrechnungen bis hin zu einer nahezu 
unendlichen Geschichte: Auch im Jahr 2017 müssen Unternehmer einige Änderungen beachten. 
Wir zeigen die wichtigsten Neuerungen (und Dauerbaustellen) im Umsatzsteuerrecht. 

Zum Jahreswechsel hat sich auch im Um-
satzsteuerrecht wieder einiges geändert. 
Wir geben an dieser Stelle einen Über-

blick über die wichtigsten Änderungen:

Steuererklärung:½½  Umsatzsteuererklärung 
sowie -festsetzung erfolgen inzwischen oft 
automatisatiert per Knopfdruck. Ab 2017 
muss es einem Steuerpflichtigen aber mög-
lich sein, Angaben zu machen, die seiner Auf-
fassung nach Anlass für eine individuelle Be-
arbeitung durch das Finanzamt geben. Diese 
Vorgabe wird in den aktuellen Vordrucken für 
die Umsatzsteuererklärung 2017 berücksich-
tigt. Unternehmer, die ihre Tätigkeit in 2017 
einstellen oder aus anderen Gründen einen 
kürzeren Besteuerungszeitraum haben, müs-
sen nicht mehr die (oft frühzeitig bzw. schon 
vor Jahresbeginn veröffentlichten) Vordru-
cke des Vorjahres verwenden.

Kleinbetragsrechnungen:½½  Die Grenze für so 
genannte Kleinbetragsrechnungen (§ 33 
UStDV) wurde von 150 Euro auf 200 Euro 
angehoben. Das soll – ganz im Sinne des 
Bürokratieentlastungsgesetzes II – die 
Rechnungsstellung für Unternehmen ver-
einfachen. Diese Rechnungen müssen nicht 
alle umfangreichen Angaben enthalten, 
die das Umsatzsteuerrecht sonst fordert. 
Vielmehr genügen Name und Anschrift des 
leistenden Unternehmers, das Datum, die 
Menge und handelsübliche Bezeichnung des 
Gegenstandes der Lieferung oder Art und 
Umfang der sonstigen Leistung, das Entgelt 
und der Steuerbetrag in einer Summe sowie 
der Steuersatz für die Umsatzsteuer bzw. ein 
Hinweis auf Steuerbefreiung. Vorsicht: Wer-
den für eine Leistung mehrere Rechnungen 
unter 200 Euro erstellt, gilt diese Kleinbe-
tragsregelung nicht!

Verspätungszuschlag:½½  In § 18 a Umsatz-
steuergesetz (UStG) wurde eine Sonderrege-
lung zum Verspätungszuschlag (§ 152 AO) 
bei den so genannten Zusammenfassenden 
Meldungen (ZM) gestrichen. ZM sind wichtig 
für den Warenverkehr innerhalb der Europäi-
schen Union (EU). Die bisherige Regelung zu 
den Verspätungszuschlägen lief ohnehin ins 
Leere, da diese bislang gar nicht festgesetzt 
wurden. Das bedeutet aber keinen Freibrief 

Überwiegend entspannt: Viele aktuelle Änderungen im Umsatzsteuerrecht sorgen in Unternehmen für Erleichterungen.
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STEURO -Tipp
Zu den genannten und allen weiteren Ände-
rungen rund um das Umsatzsteuerrecht kann 
Ihnen Ihr Steuerberater selbstverständlich 
kompetent und ausführlich Auskunft geben.

zum Verzicht auf eine ZM: Wer sie zu spät 
abgibt, riskiert auch weiterhin Zwangsmittel 
nach §§ 328 ff. AO (insbesondere die Erhe-
bung eines Zwangsgeldes).

Was im Lauf des Jahres 2017  
noch kommen könnte

Reihengeschäft:½½  Ein Reihengeschäft be-
zeichnet eine Lieferung eines Gegenstands, 
bei der mehrere Unternehmer über denselben 
Gegenstand Umsatzgeschäfte abschließen. 
Die einzelnen Lieferungen werden dadurch 
erbracht, dass der Gegenstand der Lieferun-
gen unmittelbar vom ersten Lieferer an den 
letzten Abnehmer befördert oder versendet 
wird. Mit einer einzigen Warenbewegung 
werden im Rahmen eines Reihengeschäfts 
also mehrere Lieferungen ausgeführt, die in 
Bezug auf Lieferort und Zeitpunkt getrennt 
geprüft werden müssen. 

In der Praxis sorgt die Zuordnung der wa-
renbewegten Lieferung immer wieder für Pro-
bleme, gerade beim Thema einer möglichen 
Steuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen bzw. 
innergemeinschaftliche Lieferungen. 

Der Bundesfinanzhof regt diesbezüglich 
daher eine gesetzliche Klarstellung an. Ins-
besondere die Frage, wann und wo in der Lie-
ferkette die Verfügungsmacht an dem Liefer-
gegenstand übergegangen ist, lässt sich im 
Tagesgeschäft oft nur schwer beantworten  

(vgl. BFH, Urteile v. 25.2.2015, Az. XI R 30/13 
und Az. XI R 15/14). Derzeit befindet sich ein 
Vorschlag des Bundesfinanzministeriums 
in der Diskussion.

Reverse Charge bei Bauleistungen:½½  Wenn 
es derzeit so etwas wie eine unendliche Ge-
schichte im Umsatzsteuerrecht gibt, dürfte 
es wohl um die Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers (Reverse Charge) bei 
Bauleistungen gehen (wir berichteten mehrfach 
über das beispiellose Hin und Her der Rechtsän-
derungen). Erinnert sei auch an zahlreiche fi-
nanzgerichtliche Entscheidungen hierzu (u.a. 
FG Münster, Urteile vom 15. März 2016, Az. 
15 K 1553/15 U und Az. 15 K 3669/15 U). Und 
noch dazu hat der BFH in einem AdV-Verfah-
ren ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit 
der im Jahr 2014 eingeführten Abtretungs-
regelung für die so genannten Bauträgerfälle  
(§ 27 Abs. 19 UStG) angemeldet (Beschluss 
vom 27. Januar 2016, Az. V B 87/15). Eine end-
gültige Entscheidung könnte in diesem Jahr 
fallen (wir werden dann wieder berichten).  n



Exklusive Infos für MandantenS.3 1/2017 STEURO

STEURO -Tipp
Die Regeln aus dem aktuellen 
Schreiben sollen größtenteils 
auch in allen noch offenen 
Fällen angewendet werden. 
Wer also derzeit Ärger mit dem 
Finanzamt rund um bereits be-
antragte Steuerermäßigungen 
für haushaltsnahe Dienst- oder 
Handwerkerleistungen hat, 
kann sich darauf berufen. Der 
Steuerberater hilft dabei. Er weiß 
außerdem, welche Maßnahmen 
genau steuerbegünstigt sind 
(und welche nicht) und wie bei 
der konkreten Antragstellung 
am besten zu verfahren ist.

Rund um die Steuerermä-
ßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnis-

se bzw. für die Inanspruchnahme 
haushaltsnaher Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen gab es 
zuletzt einige wegweisende Urteile 
der Finanzgerichtsbarkeit (wir be-
richteten). Höchste Zeit also für das 
Bundesfinanzministerium (BMF), 
die hierzu bislang manchmal noch 
umstrittenen Anwendungsregelun-
gen für die Finanzämter zu klären. 
Das ist nun in einem aktuellen 
Schreiben geschehen (Schreiben 
vom 9. November 2016, Gz. IV C 8 - 
S-2296-b / 07 / 10003 :008).

Bundesfinanzministerium 
klärt Begriff „im Haushalt“
Es klärt zunächst einmal, was 
genau unter dem bis dato oft um-
strittenen Begriff „im Haushalt“ zu 
verstehen ist. So ist unter einem 
Haushalt im Sinne des § 35a Ein-
kommensteuergesetz (EStG) die 
Wirtschaftsführung mehrerer zu-
sammenlebender Personen oder 
einer einzelnen Person in einer 
Wohnung oder in einem Haus ein-
schließlich des dazu gehörenden 
Grund und Bodens zu verstehen.

Dabei können auch mehrere, 
räumlich voneinander getrennte 

Orte dem Haushalt des Steuer-
pflichtigen zuzuordnen sein. Wich-
tig wird das z.B. im Falle eines Um-
zugs, bei dem die alte Wohnung 
noch bewohnt wird, in der bereits 
neu gekauften oder angemieteten 
aber noch steuerbegünstigte Hand-
werkerleistungen durchgeführt 
werden. Aber: Selbst beim Vorhan-
densein mehrerer Wohnungen wird 
die Steuerermäßigung insgesamt 
nur bis zu den jeweiligen Höchst-
beträgen gewährt. 

Das heißt: Die Höhe der Ein-
kommensteuer ermäßigt sich auf 
Antrag um 20 Prozent der Aufwen-
dungen für die steuerbegünstigten 
Leistungen. Dabei sind die jeweili-
gen zulässigen Höchstbeträge ge-
mäß § 35a EStG zu beachten.

Darüber hinaus sind folgende Än-
derungen hervorzuheben:

Der Begriff „im Haushalt“ kann ½½

künftig auch das angrenzende 
Grundstück umfassen, sofern 
die haushaltsnahe Dienstleis-
tung oder die Handwerkerleis-
tung dem eigenen Grundstück 
dient. Somit können 
b e i s p i e l s w e i s e 
Lohnkosten für 
den Winterdienst 
auf öffent-

haushaltsnahe Dienst- und Handwerkerleistungen

Fiskus hilft rund ums Zuhause mit
„Im Haushalt“ bedeutet nicht zwangsläufig innerhalb der eigenen vier 
Wände. Das hat nun das Bundesfinanzministerium klargestellt. Es 
erleichtert Steuervergünstigungen für bestimmte Leistungen deutlich.

Auch bei einer Gewinn-
ermittlung mittels Einnah-

men-Überschuss-Rechnung  
müssen die wesentlichen An-
forderungen an eine ordnungs-
gemäße Buchführung eingehal-
ten werden. Diese Erkenntnis 
stieß einem Restaurantbesitzer 
vor dem Finanzgericht Ham-
burg nun bitter auf (FG Ham-
burg, Beschluss vom 1. August 
2016, Az. 2 V 115/16).

Der Wirt ermittelte seinen 
Gewinn mittels einer EÜR, wo-
ran das Finanzamt zunächst 
nichts auszusetzen hatte. 
Bei einer Außenprüfung fand 
der Finanzbeamte aber dann 
doch das Haar in der Suppe: 
Der Restaurantbesitzer ging 
nämlich recht lasch mit seinen 
Aufzeichnungspflichten um. 
So führte er sein Kassenbuch 
lediglich in Form von (jederzeit 
veränderbaren) Excel-Tabel-
len. Das Finanzamt verwarf 
die Buchführung daraufhin 
komplett und setzte für meh-
rere Jahre einen gesalzenen 
Rohgewinnaufschlagssatz 
fest, durchschnittlich in Höhe 
von 255 Prozent.

Das schmeckte dem Wirt 
natürlich gar nicht, er klagte 
gegen die Festsetzung. Doch 
auch die Finanzrichter lie-
ßen sich nicht weich kochen. 
Geschäftsvorfälle müssten 
fortlaufend, vollständig und 
richtig verzeichnet werden. 
Insbesondere bei bargeldin-
tensiven Betrieben seien dafür 
detaillierte Aufzeichnungen 
ähnlich einem Kassenkonto 
oder einem Kassenbericht not-
wendig. Der Wirt musste die 
Suppe auslöffeln, die er sich 
selbst eingebrockt hatte.  n

Gewinnermittlung

Excel-Tabelle 
reicht nicht aus
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lichen Gehwegen vor dem 
eigenen Grundstück als haus-
haltsnahe Dienstleistungen be-
rücksichtigt werden.
Auch Hausanschlusskosten an ½½

die Ver- und Entsorgungsnetze 
können unter bestimmten Vo-
raussetzungen begünstigt sein. 
Die Prüfung der ordnungsge-½½

mäßen Funktion einer Anlage 
ist ebenso eine Handwerkerleis-
tung wie die Beseitigung eines 
bereits eingetretenen Schadens 
oder Maßnahmen zur vorbeu-
genden Schadensabwehr. So-
mit können beispielsweise die 
Dichtheitsprüfungen von Ab-
wasserleitungen oder Kontroll-
maßnahmen des TÜV bei Fahr-
stühlen begünstigt sein.
Bewohner eines Alten- oder ½½

Pflegeheims können für die hier 
erbrachten Dienstleistungen 
ebenfalls eine Steuerermäßi-
gung beantragen. Das gilt auch 
bei pauschal erhobenen Kosten. 
So kann für ein mit der Betreu-
ungspauschale abgegoltenes 
Notrufsystem, das innerhalb 
einer Wohnung im Rahmen des 
„Betreuten Wohnens“ Hilfeleis-

tung rund um die Uhr sicher-
stellt, laut dem überarbeiteten 

Anwendungsschreiben 
ebenfalls die Steuer-

ermäßigung in An-
spruch genom-
men werden.

Wer seine ½½

Haustiere zu Hause 
versorgen und betreuen lässt, 

kann weiterhin von dem Steuer-
vorteil profitieren. Denn hier 

ziegt sich der Fiskus über-
aus tierlieb: Tätigkeiten wie 

das Füttern, die Fellpflege, 
das Ausführen und die 
sonstige Beschäftigung 
mit dem Haustier können 

steuermindernd als haus-
haltsnahe Dienstleistungen an-
erkannt werden.  nFo
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Erbschaftsteuer

Befreit nur bei 
Selbstnutzung

Die Steuerbefreiung von 
nahen Angehörigen für 

geerbtes Wohneigentum gilt 
nur dann, wenn der Erbe die 
Wohnung selbst zu Wohnzwe-
cken (als Familienheim) nutzt. 
Selbst wenn die Wohnung un-
entgeltlich an andere nahe An-
gehörige überlassen wird, gibt 
es keine Steuerbefreiung (BFH, 
Urteil vom 5. Oktober 2016, Az. 
II R 32/15). Im entschiedenen 
Fall zog eine Tochter nicht in 
die vom Vater geerbte Woh-
nung ein, sondern überließ sie 
zur unentgeltlichen Nutzung 
der Mutter (die das Erbe zuvor 
ausgeschlagen hatte).  n

Der Staat will die Abga-
be und Bearbeitung von 
Steuererklärungen und 

steuerlichen Sachverhalten durch 
den Einsatz moderner Kommuni-
kationsmittel bürgerfreundlicher 
und weniger verwaltungsaufwän-
dig gestalten. Dazu dient das in-
zwischen etablierte Portal Elster 
(mehr Infos unter: www.elster.de). 

Auch Einsprüche gegen bestimm-
te Verwaltungsakte (z.B. die Ein-
kommensteuerfestsetzung) kön-
nen elektronisch erfolgen.

Inzwischen besteht auch für 
alle kommerziellen Anbieter von 
Steuer-, Finanz- oder Lohnbuch-
haltungsprogrammen mit der 
Integration der Elster-Clientsoft-
ware („ERiC“) die Möglichkeit, 

ebenfalls die elektronische Ein-
spruchsübermittlung anzubieten. 
Inwiefern das genutzte Produkt 
bereits die elektronische Ein-
spruchsübermittlung unterstützt, 
lässt sich beim Softwareanbieter 
in Erfahrung bringen. Und ob ein 
Einspruch überhaupt erfolgver-
sprechend ist – das weiß sowie-
so nur Ihr Steuerberater!  n

ÜBerlassung des Dienstwagens für die private Nutzung

Steuerprobleme beim Leasing

Dienstwagen werden heutzutage meist geleast. 
Viele Firmen und vor allem Behörden erhalten 
dazu besonders günstige Konditionen. Oft dür-

fen solche Fahrzeuge auch privat genutzt werden. 
Dann aber gilt die Weitergabe der vergünstigten Lea-
singkonditionen an den Arbeitnehmer möglicherweise 
als geldwerter Vorteil nach § 8 Absatz 2 Satz 1 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) und müsste entsprechend 
versteuert werden. So lautete zumindest eine Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs in einem Fall, in dem eine 
Bürgermeisterin das von der Gemeinde im Rahmen des 
besonders günstigen so genannten Behördenleasings 
geleaste Fahrzeug auch privat nutzte (BFH, Urteil vom 
18. Dezember 2014, Az. VI R 75/13).

Entscheidend bei der Beurteilung, ob ein geldwer-
ter Vorteil vorliegt oder nicht, ist die Frage, wem das 
Fahrzeug zugerechnet werden muss: dem Arbeitgeber 
(als eigentlichen Leasingnehmer) oder dem Arbeitneh-
mer (aufgrund einer so genannten  Sonderrechtsbezie-
hung). Wichtig wird diese Fragestellung natürlich auch 
außerhalb des Behördenleasings, also bei Firmen.

Ganz wichtig ist der genaue Blick  
in den eigenen Arbeitsvertrag
Entsprechend sah sich das Bundesfinanzministerium 
zu einer Klarstellung genötigt, die nun in einem ak-
tuellen Schreiben erfolgte (BMF, Schreiben vom 15. 
Dezember 2016, Gz. IV C 5 - S 2334/16/10003). Dem-
nach gilt: Least der Arbeitgeber ein Kraftfahrzeug 
von der Leasinggesellschaft und überlässt es dem 
Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung, liegt unter 
bestimmten Voraussetzungen keine vom Arbeitsver-
trag unabhängige Sonderrechtsbeziehung im Sinne 
des genannten BFH-Urteils vor. Die Nutzungsüber-
lassung ist dann nach § 8 Absatz 2 Satz 2 bis 5 EStG 
(also nach der 1-%-Regelung) zu bewerten, sofern be-
stimmte weitere Voraussetzungen vorliegen.

Hierzu zählt, dass der Anspruch auf die Kraftfahr-
zeugüberlassung aus dem Arbeitsvertrag oder aus 

einer anderen arbeitsrechtlichen Rechtsgrundlage re-
sultiert. Das ist dann der Fall, wenn

der Anspruch im Rahmen einer steuerlich anzu-½½

erkennenden Gehaltsumwandlung mit Wirkung für 
die Zukunft vereinbart ist. Voraussetzung ist, dass 
der Arbeitnehmer unter Änderung des Arbeitsver-
trags auf einen Teil seines Barlohns verzichtet und 
ihm der Arbeitgeber stattdessen Sachlohn in Form 
eines Nutzungsrechts an einem betrieblichen Kraft-
fahrzeug des Arbeitgebers gewährt oder 
er arbeitsvertraglicher Vergütungsbestandteil ist. ½½

Davon ist insbesondere auszugehen, wenn von 
vornherein bei Abschluss eines Arbeitsvertrags eine 
solche Vereinbarung getroffen wird oder wenn die 
Beförderung in eine höhere Gehaltsklasse mit der 
Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs des 
Arbeitgebers verbunden ist. 

Das Thema Dienstwagenüberlassung sorgt immer 
wieder für Ärger mit dem Finanzamt. Sprechen Sie 
deshalb in jedem Fall frühzeitig mit Ihrem Steuerbe-
rater über Ihre steuerlichen Rechte und Pflichten!  n

Vermietung

Neue Sicht auf 
Einbauküchen

Die Aufwendungen für die 
komplette Erneuerung 

einer Einbauküche (Spüle, 
Herd, Einbaumöbel und Elektro-
geräte) in einer Mietwohnung 
sind nicht sofort als Werbungs-
kosten bei Vermietung und 
Verpachtung abziehbar. Das 
entschied der Bundesfinanz-
hof (BFH, Urteil vom 3. August 
2016, Az. IX R 14/15). Vielmehr 
müssen die Ausgaben künftig 
über einen Zeitraum von zehn 
Jahren im Wege der Abset-
zungen für Abnutzung (AfA) 
abgeschrieben werden. Damit 
weicht der BFH von seiner bis-
herigen Rechtsprechung ab. 
Heute seien die einzelnen Ele-
mente einer Einbauküche als 
eigenständiges Wirtschaftsgut 
mit einer Nutzungsdauer von 
zehn Jahren zu betrachten.   n

Erleichterungen rund um die Steuererklärung

Einspruch per Software einlegen
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Lieber vorher nachschauen: Was genau beim Thema Dienst-
wagenüberlassung gilt, geht oft aus dem Arbeitsvertrag hervor.

Foto: Kzenon/fotolia



Exklusive Infos für MandantenS.5 3/2016 STEURO

STEURO -Tipp
Bei den Betriebsausgaben für 
die Bewirtung von Geschäfts-
partnern schaut das Finanzamt 
oft genau hin. Bei der Planung 
solcher Gelegenheiten sollte also 
Ihr Steuerberater nicht fehlen.

STEURO -Tipp
Damit der Rechnungsberichti-
gung Rückwirkung zukommt, 
muss das Ausgangsdokument 
allerdings über bestimmte Min-
destangaben verfügen (die im 
Streitfall vorlagen). Die Berichti-
gung kann bis zum Schluss der 
letzten mündlichen Verhandlung 
vor dem Finanzgericht erfolgen.

Zur Erinnerung: Ältere Re-
gistrierkassen dürfen seit 

Jahresbeginn nicht mehr ge-
nutzt werden. Die mehrjähri-
ge Übergangsfrist zum Aus-
tausch endete gemäß einer 
Verwaltungsanweisung des 
Bundesfinanzministeriums 
am 31. Dezember 2016. Ein 
elektronisches Kassensystem 
muss u.a. alle Buchungsdaten 
(sowie weitere Informationen) 
detailliert und unveränderbar 
aufzeichnen sowie zehn Jahre 
lang archivieren. Diese Archi-
vierung kann z.B. auch über 
einen Computer erfolgen. Wer 
sein Kassensystem noch nicht 
an die neuen Anforderungen 
angepasst hat, sollte das 
schleunigst nachholen.  n

Vereinbart ein Steuerpflich-
tiger mit seiner privaten 

Krankenversicherung einen 
Selbstbehalt, können die des-
wegen von ihm zu tragenden 
Krankheitskosten nicht als 
Sonderausgaben (gemäß § 10 
Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a 
EStG) abgezogen werden. Das 
hat der Bundesfinanzhof klar-
gestellt (BFH, Urteil vom 1. 
Juni 2016, Az. X R 43/14). Be-
gründung: Weil die Selbstbe-
teiligung keine Gegenleistung 
für die Erlangung des Versi-
cherungsschutzes darstelle, 
sei sie kein Beitrag „zu“ einer 
Krankenversicherung im Sin-
ne des Gesetzes.  n

Frist abgelaufen

Kasse schon 
ausgetauscht?

Sonderausgaben

Selbstbehalt 
zählt nicht
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BFH sieht KLärungsbedarf beim Abzug von Betriebsausgaben

Sind „Herrenabende“ zu exklusiv?

Wenn bei der Bewirtung 
und Unterhaltung von Ge-
schäftsfreunden über die 

Stränge geschlagen wird, zieht das 
Finanzamt ganz schnell die Zügel 
an. Das musste auch eine Rechts-
anwaltskanzlei erfahren, die in 
mehreren Jahren so genannte „Her-
renabende“ im Garten des privaten 
Wohnhauses eines der Partner ver-
anstaltete. Hierzu waren teilweise 
über 350 (rein männliche) Gäste 
eingeladen, die für Gesamtkosten 
in Höhe von rund 20.000 Euro be-
wirtet wurden.

Das Finanzamt lehnte die dafür 
geltend gemachten Betriebsausga-
ben ab. Es berief sich dabei auf das 
Abzugsverbot nach § 4 Abs. 5 Satz 
1 Nr. 4 des Einkommensteuergeset-
zes (EStG). Demnach dürfen Auf-
wendungen für Jagd oder Fischerei, 
für Segeljachten oder Motorjachten 
sowie für ähnliche Zwecke und für 
die hiermit zusammenhängenden 
Bewirtungen den Gewinn nicht 

mindern. Das Finanzamt sah einen 
„ähnlichen Zweck“, das zuständige 
Finanzgericht unterstützte diese 
Auffassung. Schließlich hätten die 
Veranstaltungen „Eventcharakter“ 
gehabt. Es habe ein geschlossener 
Teilnehmerkreis vorgelegen. Auch 
durften sich die Gäste durch die 
Einladung in ihrer wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Stellung be-
stätigt fühlen.

Ein „Event“ nur anzunehmen, 
reicht für Verbot nicht aus
Der Bundesfinanzhof gab sich 
aber weniger elitär (BFH, Urteil 
vom 13. Juli 2016, Az. VIII R 26/
14). Ein einfacher Verweis auf den 
„Eventcharakter“ reichte ihm nicht 
als Begründung für ein Abzugsver-
bot. Denn das sei zunächst einmal 

eine bloße Annahme. Stattdessen 
müsse genau geprüft werden, ob 
die Aufwendungen auch tatsäch-
lich – wie bei den im Gesetzestext 
genannten Beispielen – als „unüb-
lich“ einzustufen seien. Erst wenn 
diese Prüfung ergebe, dass die 
Ausgaben für eine überflüssige 
und unangemessene Unterhaltung 
und Repräsentation getätigt wur-
den, dürfe der Abzug als Betriebs-
ausgaben verweigert werden. 

Nun ist also zunächst nochmal 
das Finanzgericht gefragt. Es muss 
jetzt prüfen, ob die Art und Durch-
führung der „Herrenabende“ den 
Schluss zulässt, dass diese sich 
von „gewöhnlichen Gartenfesten“ 
abheben und mit der Einladung zu 
einer Segelregatta oder Jagdgesell-
schaft vergleichbar sind.  n

Berichtigt der Unternehmer eine 
Rechnung für eine von ihm er-

brachte Leistung, wirkt dies auf 
den Zeitpunkt der ursprünglichen 
Rechnungsausstellung zurück. Mit 
diesem Grundsatzurteil weicht der 
Bundesfinanzhof von seiner bishe-
rigen Rechtsprechung ab und wen-
det sich auch gegen die bisherige 
Verwaltungspraxis (BFH, Urteil vom 
20. Oktober 2016, Az. V R 26/15).

Die Entscheidung ist von großer 
Bedeutung für Unternehmer, die 
trotz formaler Rechnungsmängel 
den Vorsteuerabzug aus bezogenen 
Leistungen in Anspruch nehmen. 
Sie hatten bislang bei späteren Be-

anstandungen selbst im Fall einer 
Rechnungsberichtigung Steuer-
nachzahlungen für das Jahr des 
ursprünglich in Anspruch genom-
menen Vorsteuerabzugs zu leisten. 
Die Steuernachzahlung war zudem 
im Rahmen der so genannten Voll-
verzinsung mit 6% jährlich zu ver-

Grundsatzurteil zur Rechnungstellung in Unternehmen

Berichtigung wirkt rückwirkend
zinsen. Beides entfällt nunmehr. 
Das BFH-Urteil beruht maßgeblich 
auf einem ähnlich lautenden Urteil 
des Gerichtshofs der Europäischen 
Union (EuGH, Urteil vom 15. Sep-
tember 2016, Az. C-518/14).  n
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Zu exklusiv? Ob 
das Finanzamt 
die für einen 
„Herrenabend“ mit 
Geschäftspartnern 
geltend gemach-
ten Betriebsaus-
gaben ablehnen 
darf, muss noch 
geklärt werden. 
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Aufwendungen Rund ums häusliche Arbeitszimmer 

Damit das Finanzamt in Ruhe arbeiten lässt
Eigentlich wollen die meisten in ihrem Arbeitszimmer doch nur eines: in Ruhe arbeiten. Nur allzu 
oft gibt es hierum aber Stress mit dem Finanzamt – dabei liegen einfache Lösungen meist nah.

Wie streng es das Finanzamt bei der 
Anerkennung der Kosten für ein häus-
liches Arbeitszimmer nimmt (und auch 

nehmen darf), zeigen immer wieder die Ent-
scheidungen der Finanzgerichte und insbeson-
dere des Bundesfinanzhofs (BFH) zum Thema. 
Dabei gibt es durchaus Gestaltungsspielräume, 
mit denen die Chancen für eine Anerkennung 
deutlich steigen. Wir zeigen anhand zweier ver-
gleichsweise aktueller Urteile des BFH, wo mög-
liche Lösungsansätze liegen könnten.

Ausstattung ließ Rückschlüsse auf  
eine private Mitbenutzung zu
Im ersten Fall ging es um einen so genannten 
Coach, der für einen Raum in der angemieteten 
Wohnung Miet- und Mietnebenkosten als Be-
triebsausgaben für ein häusliches Arbeitszim-
mer geltend machen wollte (BFH, Urteil vom 
22. März 2016, Az. VIII R 24/12). Das Finanzamt 
führte in der Wohnung eine Ortsbesichtigung 
durch. Daraufhin versagte es die Anerkennung 
der Aufwendungen. Das Problem lag dabei nur 
bedingt an der Möblierung des Arbeitszimmers. 
Es war unter anderem mit einem Schreibtisch, 
einem Regal und einem Flipchart ausgestattet, 
also alles durchaus Arbeitszimmer-typisch.

Allerdings gab es in dem Raum einen langen 
Tisch mit sechs Stühlen (der für bis zu 20 Coa-
ching-Sitzungen im Jahr genutzt wurde) und 
einen Kachelofen mit umlaufender Bank. Und 
hier begannen die Probleme. Schließlich eigne 
sich der lange Tisch auch gut für die Bewirtung 
mehrerer (privater) Gäste. Somit könne das 
Zimmer auch als Esszimmer genutzt werden. 
Speziell in der kalten Jahreszeit böte sich der 
Aufenthalt hier aufgrund des Kachelofens an. 
Hinzu kam noch die Tür zum Balkon, der einen 
schönen Blick auf die Umgebung ermöglichte.

Das wohl größte Problem bestand aber in 
der schieren Dimension des „Arbeitszimmers“: 
Mit 37 Quadratmetern war der Raum nämlich 
der größte in der Mietwohnung. All diese Indizi-
en zusammen ließen den Schluss zu, dass das 
Zimmer auch privat mitgenutzt wurde. Der BFH 
sah das genauso. Die vollständige Versagung 
des Betriebsausgabenabzugs sei allein auf-
grund der hinlänglich wahrscheinlichen privaten 
Mitbenutzung rechtens.

Mögliche Lösung:½½  Bei der Wahl des Arbeits-
zimmers sollten Sie sich nicht für den größten 
Raum der Wohnung entscheiden. Die Ausstat-
tung sollte büromäßig sein und nicht auf eine 

Stress mit dem Finanzamt vermeiden: Gut lachen hat, wer einige Regeln zum Arbeitszimmer daheim beachtet.
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STEURO -Tipp
Auch in Zukunft wird das Thema Arbeits-
zimmer den Bundesfinanzhof beschäftigen. 
Aktuell sind Revisionsverfahren bei vier 
verschiedenen Senaten anhängig. Prüfen Sie 
bei einem Streit mit dem Finanzamt daher 
stets mit Ihrem Steuerberater, ob der Sachver-
halt bereits in einem ähnlich gelagerten Fall 
verhandelt wird. Dann nämlich können Sie 
(gerade bei einem ablehnenden Bescheid des 
Finanzamts) unter Verweis auf das laufende 
Verfahren einen Einspruch einlegen und den 
Ausgang abwarten.

erhebliche private Mitbenutzung schließen las-
sen. Das heißt im Umkehrschluss auch, dass 
in den weiteren Räumen der Wohnung die ent-
sprechenden Möbel für private Ereignisse vor-
handen sein sollten (z.B. im oben genannten 
Fall ein Esstisch mit genügend Stühlen).

Fehlende Abtrennung zum 
angrenzenden Wohnbereich
Im zweiten Fall (BFH, Urteil vom 22. März 2016, 
Az. VIII R 10/12) übte ein selbstständiger Archi-
tekt seine Berufstätigkeit ausschließlich in sei-
ner angemieteten Wohnung aus. Er nutzte hier-
zu im Untergeschoss zwei Kellerräume als Büro 
und einen weiteren Kellerraum als Archiv. 

Im Obergeschoss gab es einen Raum, der als 
Wohn- und Esszimmer bezeichnet war. Er wurde 
sowohl zu Wohnzwecken als auch als Büro ge-
nutzt. Betrat man das Zimmer von der Diele aus, 
befand sich auf der einen Seite des Zimmers der 
Arbeitsbereich. Er war mit einem ca. ein Meter ho-
hen Sideboard vom Wohnzimmerteil abgetrennt, 
der sich über den restlichen Raum erstreckte. Im 
Arbeitsbereich befanden sich u.a. ein Schreib-
tisch mit Computer und mehrere Aktenschränke. 
Vom Arbeitsbereich aus konnte der Architekt am 
Sideboard vorbei den Wohnzimmerbereich betre-
ten. Dort befand sich ein Tisch mit vier Stühlen. 
Außerdem gelangte man vom Arbeitsbereich aus 
in die Küche, die jedoch ebenfalls über die Diele 
erreicht werden konnte.

Das Finanzamt 	erkannte im Anschluss an 
eine Außenprüfung nur Mietaufwendungen für 
die Kellerräume als Betriebsausgaben an. Es ließ 

aber weder die Aufwendungen für den im Ober-
geschoss liegenden gemischt genutzten Raum 
noch die vom Architekten geltend gemachten 
anteilig auf Flächen in Küche, Diele und Bad 
entfallenden Aufwendungen zum Abzug zu. 
Der BFH schloss sich dieser Sichtweise an: Ein 
Arbeitsbereich, der vom angrenzenden Wohn-
zimmer aus durch einen offenen Durchgang 
ohne Türabschluss betreten werden kann, gilt 
nach geltender Rechtslage nicht als  Arbeitszim-
mer, ebensowenig wenn er durch einen Raumtei-
ler vom Wohnbereich abgetrennt oder auf einer 
Empore bzw. offenen Galerie eingerichtet ist.

Mögliche Lösung:½½  Wer den Steuervorteil bei 
gemischter Nutzung entsprechend großer 
Räume in Anspruch nehmen will, muss zu Um-
baumaßnahmen greifen und den Wohnbereich 
z.B. durch eine Rigipswand und eine eigene 
Tür vom Arbeitszimmer abtrennen.  n
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STEURO -Tipp
Die meisten Maßnahmen zur 
Elektromobilität sind bis 2020 
befristet. Gerade für Unterneh-
mer kann der Zuschuss zur Ein-
richtung einer Ladevorrichtung 
im Betrieb interessant sein, auch 
um ihren Arbeitnehmern einen 
attraktiven Anreiz zu bieten. 
Ein Steuerberater hilft Ihnen 
dabei herauszufinden, ob und 
inwiefern sich das (bzw. auch 
andere Vergünstigungen für Ihre 
Mitarbeiter) für Sie lohnt.

Steuerliche Vergünstigungen: Vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das Auf-
laden eines privaten Elektrofahrzeugs sind von der Einkommensteuer befreit.
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Der Elektromobilität soll ver-
stärkt Vorfahrt eingeräumt 
werden. Dazu hat die Bun-

desregierung ein ganzes Maßnah-
menbündel beschlossen. Vieles 
davon ist gerade auch für Arbeit-
geber interessant, die ihren Mit-
arbeitern attraktive Vorteile bieten 
möchten. Welche genau das sein 
können, legt das Bundesfinanz-
ministerium in einem aktuellen 
Schreiben dar (Schreiben vom 
14. Dezember 2016, Gz. IV C 5 - S 
2334/14/10002-03).

Steuerfrei vom Chef: 
Strom statt Sprit
So sind seit dem 1. Januar 2017 
vom Arbeitgeber gewährte Vortei-
le für das Aufladen eines privaten 
Elektrofahrzeugs (oder Hybridelekt-
rofahrzeugs) an einer betrieblichen 
Ladevorrichtung von der Einkom-
mensteuer befreit. Die Steuerbe-
freiung umfasst auch das Aufladen 
des vom Arbeitgeber überlassenen 
Firmenwagens.

Ebenfalls attraktiv kann eine an-
dere Variante sein: Trägt der Arbeit-
nehmer die Aufwendungen für den 
Erwerb und die Nutzung (z.B. für 
die Wartung und den Betrieb, die 
Miete für den Starkstromzähler, 
nicht jedoch für den Ladestrom) 
einer privaten Ladevorrichtung 
selbst, kann der Arbeitgeber die-
se Aufwendungen bezuschussen 
oder sogar vollständig überneh-
men. Für diesen geldwerten Vorteil 
wird dann die Lohnsteuer pauschal 

mit 25 Prozent erhoben (nach § 40 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 EStG). 
Die Pauschalierung der Lohnsteuer 
ist auch zulässig, wenn der Arbeit-
geber die Ladevorrichtung über-
eignet und die Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für die Nutzung der 
(nunmehr privaten) Ladevorrich-
tung bezuschusst.

Hier gilt dann aber: Bei priva-
ten Elektrofahrzeugen des Arbeit-
nehmers stellt die Erstattung der 
Stromkosten durch den Arbeitgeber 
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. 
Bei betrieblichen Elektrofahrzeugen 
des Arbeitgebers, die auch zur pri-
vaten Nutzung überlassen werden 
(also einem Dienstwagen), stellt die 
Erstattung der vom Arbeitnehmer 
selbst getragenen Stromkosten 
einen steuerfreien Auslagenersatz 
dar (nach § 3 Nummer 50 EStG).

Elektrofahrrad kann als 
Kraftfahrzeug gelten
Übrigens: Auch Elektrofahrräder 
können von dieser steuerlichen Be-
günstigung profitieren – allerdings 

So können Arbeitgeber attraktive Anreize schaffen

Steuervorteile für Elektroautos
Zahlreiche (überwiegend steuerliche) Vergünstigungen sollen die 
Elektromobilität voranbringen. So können Arbeitnehmer profitieren.

Viele Arbeitnehmer haben 
eine privat angeschaff-

te Monatsfahrkarte für die 
öffentlichen Verkehrsmittel 
vor Ort. Wenn sie diese auch 
für berufliche Auswärtstätig-
keiten nutzen, kann ihnen der 
Arbeitgeber die Kosten für das 
Monatsticket ganz oder zumin-
dest teilweise (lohn-)steuerfrei 
ersetzen. Das geht aus einem 
Erlass des Finanzministeriums 
Berlin hervor, der bundesweite 
Gültigkeit besitzt.

Bevor die Kosten erstat-
tet werden können, muss der 
Arbeitnehmer zunächst seine 
beruflich bedingten Fahrten 
mit der Monatsfahrkarte auf-
zeichnen. Dann muss er nach-
schauen, was Einzelfahrkarten 
für diese Strecken gekostet 
hätten. Die Summe kann dann 
vom Arbeitgeber steuerfrei er-
stattet werden. Natürlich darf 
dieser Betrag die Anschaf-
fungskosten für das Monats-
ticket nicht übersteigen.

Demnach kommen also zwei 
Möglichkeiten in Betracht:

Die Einzelfahrkarten für die ½½

beruflich bedingten Fahrten 
hätten genausoviel oder 
mehr gekostet wie die Mo-
natsfahrkarte:  Der Arbeitge-
ber kann dem Arbeitnehmer 
die Monatskarte in voller 
Höhe steuerfrei erstatten.
Die Einzelfahrkarten für die ½½

beruflich bedingten Fahrten 
hätten weniger gekostet als 
die Monatsfahrkarte: Der 
Arbeitgeber kann die Ticket-
kosten nur bis zur Höhe der 
ersparten Kosten steuerfrei 
zurückerstatten. Liegt die 
Erstattung darüber, muss er 
für diesen Teil Lohnsteuer 
einbehalten.  n

Monatsfahrkarte

Erstattung für 
Dienstfahrten
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nur, wenn diese verkehrsrechtlich 
als Kraftfahrzeug gelten. Das sind 
Elektrofahrräder, deren Motor auch 
Geschwindigkeiten über 25 Kilome-
ter pro Stunde unterstützt.

Voraussetzung für die jeweili-
gen Steuervorteile ist in allen Fäl-
len, dass die geldwerten Vorteile 
und Leistungen sowie die Zuschüs-
se zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbracht werden. 
Diese Neuregelungen gelten (vor-
erst) bis zum 31. Dezember 2020.

Darüber hinaus gibt es wei-
tere Maßnahmen zur Förderung 
der Elektromobilität. Bekannt sein 
dürfte vielen die Kaufprämie, die 
das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle gewährt. Für reine 
Elektrowagen mit Batterie gibt es 
4.000 Euro, für Hybridautos, die per 
Stecker geladen werden und einen 
ergänzenden Verbrennungsmotor 
haben, sind es 3.000 Euro (mehr 
Infos unter: www.bafa.de, Suchbe-
griff „Elektroauto“). Außerdem sind 
Elektroautos zehn Jahre lang von 
der Kfz-Steuer befreit.  n
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Steuerkalender 2017
TERMINE

n   Finanzamt      n   kommunale Steuer

Bei verspäteter Steuerzahlung bis zu drei Tagen werden Zuschläge nicht erhoben (§ 240 Abs. 3 AO). Diese Schonfrist (siehe oben) entfällt bei 
Barzahlung und Zahlung per Scheck. Achtung: Ein Scheck muss spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag dem Finanzamt vorliegen!
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Pauschbeträge nach 
Gewerbezweig

(Quelle: Bundesfinanzministerium)

Jahreswert 2017 für eine Person ohne 
Umsatzsteuer in Euro

ermäßigter 
Steuersatz

voller 
Steuersatz insgesamt

Bäckerei 1.142 381 1.523

Fleischerei/Metzgerei 835 811 1.646

Gaststätten aller Art mit Abgabe von 
a) kalten Speisen
b) kalten und warmen Speisen

 
1.056 
1.584

 
1.019 
1.658

 
2.075 
3.242

Getränkeeinzelhandel 99 283 382

Café und Konditorei 1.106 602 1.708

Milch, Milcherzeugnisse,  
Fettwaren und Eier (Einzelhandel) 553 74 627

Nahrungs- und Genussmittel (Eh.) 1.069 639 1.708

Obst, Gemüse, Süd- 
früchte und Kartoffeln (Eh.) 258 221 479

Mo 6 13 20 27

Di 7 14 21 28

Mi 1 8 15 22 29

Do 2 9 16 23 30

Fr 3 10 17 24 31

Sa 4 11 18 25

So 5 12 19 26

März
10.03. Ende der Abgabefrist
13.03. Ende der Zahlungsschonfrist
n  Lohn- und Kirchensteuer
n  Umsatzsteuer
n  Kapitalertragsteuer
n  15-prozentige Abzug- 
    steuer für Bauleistungen 
n  Einkommensteuer 
n  Körperschaftsteuer

Mo 3 10 17 24

Di 4 11 18 25

Mi 5 12 19 26

Do 6 13 20 27

Fr 7 14 21 28

Sa 1 8 15 22 29

So 2 9 16 23 30

April
10.04. Ende der Abgabefrist
13.04. Ende der Zahlungsschonfrist
n  Lohn- und Kirchensteuer
n  Umsatzsteuer
n  Kapitalertragsteuer
n  15-prozentige Abzug- 
    steuer für Bauleistungen

Mo 6 13 20 27

Di 7 14 21 28

Mi 1 8 15 22

Do 2 9 16 23

Fr 3 10 17 24

Sa 4 11 18 25

So 5 12 19 26

Februar
10.02. Ende der Abgabefrist
13.02. Ende der Zahlungsschonfrist
n  Lohn- und Kirchensteuer
n  Umsatzsteuer
n  Kapitalertragsteuer
n  15-prozentige Abzug- 
    steuer für Bauleistungen

15.02. Ende der Abgabefrist 
20.02. Ende der Zahlungsschonfrist
n  Gewerbesteuer 
n  Grundsteuer

Die aktuellen Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben

Ein leerer Magen lässt sich kaum besteuern 

1/2017

Wer mit Lebensmitteln han-
delt, nutzt einen Teil seiner 
Ware in der Regel auch 

zum Eigenverbrauch. Davon geht 
zumindest das Finanzamt grund-
sätzlich aus. Entsprechend gibt es 
für Metzger, Bäcker, Gemüsehänd-
ler & Co. auch eigens festgelegte 
Pauschbeträge, die als Betriebs-
entnahme anzusetzen sind. Deren 
Höhe für das Jahr 2017 (s. Tabelle) 
hat das Bundesfinanzministerium 
nun in einem aktuellen Schreiben 
bekannt gegeben (Schreiben vom 
15. Dezember 2016, Gz. IV A 4 - S 
1547/13/10001-04). 

Die Pauschbeträge für solche 
so genannte unentgeltliche Wert-
abgaben werden auf der Grundlage 
der vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Aufwendungen privater 
Haushalte für Nahrungsmittel und 
Getränke festgesetzt. Sie beruhen 

auf Erfahrungswerten und bieten 
dem Steuerpflichtigen die Möglich-
keit, die Warenentnahmen monat-
lich pauschal zu verbuchen. 

Das soll vor allem für eine Er-
leichterung bei den ohnehin zahl-
reichen Aufzeichnungspflichten 
eines Händlers sorgen. Zu- und 
Abschläge zur Anpassung an die 
individuellen Verhältnisse (also 
z.B. persönliche Essgewohnhei-
ten, Krankheit oder Urlaub) sind 
dabei nicht zugelassen. Wenn 
der Unternehmer der Meinung 
ist, dass seine persönlichen Ver-

Für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebens-
jahr entfällt der Ansatz eines Pauschbe-
trags. Bis zum vollendeten 12. Lebensjahr 
ist die Hälfte des Werts anzusetzen. Tabak-
waren sind in den Pauschbeträgen nicht 
enthalten. Bei ihrer Entnahme müssen die 
Beträge entsprechend erhöht werden.

brauchsgewohnheiten von den 
Pauschbeträgen abweichen, kann 
er das mit einer umfassenden Ein-
zelaufzeichnung über jede einzel-
ne Entnahme belegen.  n
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